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Das wollen wir mit dem Demokratieför-
dergesetzt ändern: Künftig bestünde 
ein „dauerhafter gesetzlicher Auftrag“ 
des Bundes, zivilgesellschaftliches En-
gagement zu erhalten, wie es im Ge-
setzentwurf heißt. Die Förderung soll 
deshalb künftig „längerfristig, alters-
unabhängig und bedarfsorientierter 
als bisher ausgestaltet sein, um mehr 
Planungssicherheit für die Zivilgesell-
schaft zu erreichen“. Einen Anspruch 
auf Förderung begründet das Gesetz 
freilich nicht, es ermöglicht geförderten 
Projekten aber, verlässlicher und lang-
fristiger zu planen.

Aktuell fördert der Bund zahlreiche Pro-
jekte mit steigenden Mitteln. Standen 
2016 für die beiden größten Bundes-
programme „Demokratie leben“ und 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“ noch 
62,5 Millionen Euro bereit, so sind es in 
diesem Jahr schon 182 Millionen Euro. 
Gefördert werden ganz unterschiedli-
che Projekte: Beispielsweise pädago-
gische Formate gegen Hass im Netz, 

Seit mehr als 10 Jahren kämpft die SPD für die Einführung eines Demokratie förder-
gesetzes, um Projekte, Initiativen und Strukturen un büro kratisch, langfristig und 
auskömmlich fördern zu können. Jetzt schaffen wir die gesetzliche Grundlage dafür.

Unsere Demokratie ist wunderbar und 
stark. Aber sie ist nicht selbstverständ-
lich. Uns Sozialdemokratinnen und 
Sozialdemokraten ist das vielleicht des-
halb etwas bewusster als den anderen 
Parteien, weil wir in unserer 160-jähri-
gen Geschichte für unsere Demokratie 
kämpfen mussten. Wir haben sie im 
Kaiserreich erkämpft und viele von uns 
haben unter Einsatz von Leib und Le-
ben versucht, sie gegen die Nationalso-
zialisten zu verteidigen.

Zum Glück liegen diese Zeiten hinter 
uns. Aber: Unsere Demokratie hat 
auch heute Feinde. Und ihre größte 
Bedrohung kommt weiter von rechts. 
Viele engagierte und couragierte Bür-
gerinnen und Bürger treten dieser Be-
drohung entgegen, leisten Bildungs- 
und Aufklärungsarbeit, unterstützen 
Aussteigerinnen und Aussteiger aus 
extremistischen Organisationen, 
schaffen sichere Räume für bedrohte 
Gesellschaftsgruppen oder sorgen für 
bessere Beteiliungsmöglichkeiten.

Viele Vereine und Initiativen sind dabei 
auf öffentliche Förderung angewiesen. 
Zurzeit erfolgt diese Förderung pro-
jektbezogen, sie ist zeitlich befristet. 
Häu�g müssen sich Vereine jährlich 
um eine weitere Finanzierung ihrer 
Arbeit bewerben. Das bedeutet Un-
sicherheit für die Initiativen und ihre 
Beschäftigten.

Angebote gegen Ausgrenzung in Aus-
bildung und Beruf, Beratungsstellen 
im Bereich islamistischer Extremismus 
oder präventiv-pädagogische Angebo-
te für inhaftierte jugendliche Straftäte-
rinnen und Straftäter. Die geförderten 
Projekte und Programme werden auch 
weiterhin wissenschaftlich begleitet, 
um sie auf ihre Wirksamkeit und Nach-
haltigkeit zu prüfen. 

Auch der Kreis der Geförderten wird 
erweitert. Wurden bisher vor allem Ini-
tiativen unterstützt, die sich um die 
Demokratiebildung junger Menschen 
kümmerten, sollen nun auch gezielt Er-
wachsene angesprochen werden.

In den vergangenen Jahren hat die Be-
drohung durch den Rechtsextremis-
mus hierzulande zugenommen. Die 
Anschläge in Halle und Hanau sind 
schreckliche Beispiele dieser Entwick-
lung. Deutschland braucht eine starke 
und wehrhafte Demokratie, in der alle 
Menschen in Würde und Freiheit leben 
können. Eine lebendige Demokratie 
kann nicht von oben verordnet werden 
– aber wir können sie von innen heraus 
stärken. Die Union hat ein solches Ge-
setz leider jahrelang blockiert. Mit der 
SPD-geführten Ampelkoalition wird es 
nun Realität: Nach der ersten Beratung 
diese Woche im Bundestag wollen wir 
es noch im Sommer verabschieden. 
Gut für unsere Demokratie.

Wir stärken die Demokratie 
und den Kampf gegen Rechts
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pauschale Zuschreibung von AIDS 
und MSM nicht haltbar, weil auch in 
heterosexuellen Kontexten AIDS vor-
kommt und in queeren Communitys 
eine deutlich erhöhte Sensibilität für 
die Krankheit vorherrscht. Insbeson-
dere schwule Männer nehmen ver-
breitet vorsorgende Medikamente ein, 
die eine Ansteckung und Übertragung 

mit dem Virus verhindern. Es gibt also 
keinen Grund mehr für einen pauscha-
len Ausschluss von der Blutspende – 
und ein solch pauschaler Ausschluss 
ist mit Blick auf den Diskriminierungs-
schutz des Grundgesetzes auch in 
keiner Weise zu rechtfertigen.

Umso erstaunlicher also, dass sich 
die Bundesärztekammer auch heute 
mit Händen und Füßen gegen eine 
vollständige Gleichstellung sträubt. 
Bereits seit Jahren gibt es Diskussio-

Endlich: Queere Menschen  
sollen frei Blut spenden dürfen
Der Bundestag verabschiedet eine gesetzliche Verpflichtung der Ärztekammer, 
auf Diskriminierung bei queeren Menschen zu verzichten.

Es mutet an, wie aus einer anderen 
Zeit. Und ehrlich gesagt ist es das 
auch: Als in den 80er Jahren das HI-
Virus grassierte, bekam es sehr schnell 
und sehr deutlich den Stempel auf-
gedrückt, eine „Schwulenkrankheit“ 
zu sein. Homosexuelle Männer gerie-
ten schlagartig in den misstrauischen 
Blick der Öffentlichkeit, und es ist nur 
der damaligen Gesundheitsministe-
rin zu verdanken, dass der Staat mit 
Aufklärung und Beratung reagierte – 
und nicht mit Maßnahmen, die diese 
Gruppe noch weiterausgegrenzt 
hätte. Einer der womöglich ersten 
viralen Clips ist also Ausdruck eines 
progressiven und wirkungsvollen 
Umgangs mit dieser Krankheit: 
„Tina, was kosten die Kondome?“. 

Den progressiven Blick, den Rita 
Süssmuth schon in den 80er Jahren 
hatte, hat die Bundesärztekammer 
leider bis heute noch nicht. Die 
Ärztekammer schloss mit dem Auf-
kommen des HI-Virus „Männer, die 
Sex mit Männern haben“ (MSM) pau-
schal von der Blutspende aus, damit 
das Virus nicht über Blutkonserven 
übertragen wird. In der Zwischenzeit 
haben sich sowohl die Testmöglich-
keiten, als auch die gesellschaftliche 
Realität verändert: Blutkonserven wer-
den so gründlich auf alle erdenkbaren 
Krankheiten getestet, dass eine Über-
tragung auf diesem Wege praktisch 
ausgeschlossen ist. Außerdem ist die 

nen über diese Diskriminierung. Der 
ehemalige Gesundheitsminister Jens 
Spahn ist daraufhin bereits in eine 
recht deutliche Auseinandersetzung 
mit der Ärztekammer gegangen, mit 
einem Kompromiss als Ergebnis, der 
nach wie vor nicht die Lösung war. 
Im Koalitionsvertrag der aktuellen Re-
gierung wurde sich deshalb auf die 

unmissverständliche Formulierung 
geeinigt, man werde „Das Blut-
spendeverbot für Männer, die Sex 
mit Männern haben, sowie für Trans 
Personen [ab]schaffen […], nötigen-
falls auch gesetzlich.“

In der Folge haben wir jetzt also 
tatsächlich eine Gesetzesänderung 
verabschiedet, die die Ärztekam-
mer verpflichtet, neue Richtlinien 
für die Auswahl der Spender*innen 
zu erlassen. Dabei darf nicht mehr 
auf die sexuelle Orientierung oder 
die Geschlechtsidentität abgezielt 

werden, sondern maximal auf ein in-
dividuelles sexuelles Risikoverhalten. 
Die Ärztekammer hat nun vier Monate 
Zeit zur Umsetzung dieser neuen Vor-
gaben. 

Dass diese Verpflichtung jetzt unmiss-
verständlich ins Gesetz geschrieben 
wurde, ist ein wichtiges Zeichen, denn 
der Schutz vor Diskriminierung gilt 
auch für queere Menschen. Jetzt ist es 
an der Bundesärztekammer dies auch 
tatsächlich umzusetzen! 

„Ein Ausschluss 
von der Blutspende 

darf nicht mehr 
aufgrund der sexuellen 

Orientierung oder 
Geschlechtsidentität 
erfolgen, sondern nur 
aufgrund individuellen 

Risikoverhaltens.“
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der Stimmen erhalten hat, aber min-
destens drei Direktmandate gewon-
nen hat (im aktuellen Bundestag gilt 
das für die Linke). In Zukunft müssen 
Mandate auch durch ausreichende 
Zweitstimmen gedeckt sein.

Ist das gerecht?

Natürlich schäumt vor allem die CSU 
und beschwört das Ende der Demo-
kratie herauf. An ihr waren ja auch 
frühere Vorhaben gescheitert, weil sie 
nur solchen Änderungen zustimmt, 
die ihr nutzen und den anderen Par-
teien schaden. Von allen Parteien hat 
die CSU vom bisherigen Wahlsystem 
am meisten profitiert: Sie gewann in 

Die Ampel sorgt für ein  
modernes Wahlrecht
In der Groko war es einfach nicht möglich, den übergroßen Bundestag zu 
verkleinern. Die Union, vor allem die CSU, hat schlichtweg gemauert. Aber 
mit der Ampel läuft es: Wir haben die Wahlrechtsreform beschlossen, die den 
Bundestag dauerhaft auf 630 Abgeordnete verkleinert.

Die Ampel-Koalition beweist mit der 
Wahlrechtsreform zunächst eines: Die 
Politik ist in der Lage, auch solche 
Reformen zu verabschieden, deren 
Restriktionen sie selbst betreffen. Da-
mit setzen wir ein wichtiges Zeichen 
gegen Politikverdrossenheit. 

Worum geht es?

Durch die vielen Überhangs- und Aus-
gleichsmandate war der Bundestag 
auf 736 Abgeordnete gewachsen. Das 
ist einfach zu viel. Mit einer Reform 
möchten wir jetzt diese Anzahl auf 
630 Abgeordnete deckeln: Die Anzahl 
der Wahlkreise bleibt gleich bei 299. 
Hinzu kommen 331 Listenplätze. Es 
wird keine Spirale aus Überhang- und 
Ausgleichsmandaten mehr geben. 
In Ausnahmefällen kann stattdessen 
künftig diese Konstellation eintreten: 
Eine Kandidatin oder ein Kandidat be-
kommt zwar die meisten Erststimmen 
in einem Wahlkreis. Er oder sie zieht 
trotzdem nicht unbedingt in den Bun-
destag ein. Und zwar, weil der jeweili-
gen Partei nach ihrem Zweitstimmen-
Ergebnis weniger Sitze zustehen als 
sie Direktmandate geholt hat. Weiter-
hin gilt die 5-Prozent-Hürde, während 
die sogenannte Grundmandatsklausel 
entfällt. Bisher konnte eine Partei in 
Fraktionsstärke in den Bundestag ein-
ziehen, wenn sie zwar unter 5 Prozent 

Bayern alle (oder fast alle) Direktman-
date, hatte aber in ganz Deutschland 
einstellige Prozentpunkte erreicht (zu-
letzt knapp über der 5-Prozent-Hür-
de). Die Gesamtreform ist am Ende 
des Tages fair und verlangt allen Par-
teien Opfer ab.  

Fazit

Mit der Wahlrechtsreform setzen wir 
ein maßgebliches Vorhaben des Koa-
litionsvertrages um. Wir haben uns 
Expertise von außen geholt und den 
ersten Entwurf noch einmal nachge-
bessert. Der Bundestag wird dauer-
haft verkleinert, aber doch mit Augen-
maß, so dass er arbeitsfähig bleibt. 

Bildnachweis: Deutscher Bundestag / Tobias Koch
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die Liste der Kritikpunkte ist lang und 
stellt die Sinnhaftigkeit dieser Studie 
grundsätzlich in Frage:

�� 	Das BMG unter Jens Spahn ver-
gab die Studie ohne Einholen des 
Rates von Expertinnen und Exper-
ten oder Geschädigten. Das führte 
zu einer stark beschränkten Sicht-
weise auf eine alleinige historische 
Aufarbeitung.

�� Die Studie wurde von nur einer 
Person verfasst, die auch noch 
bereits in der Beurteilung des Con-
tergan-Skandals auffiel.

�� Die Studie ist eine historische 
Analyse, kein Rechtsgutachten: 

Duogynon-Studie entlastet 
Behörde
Breite Kritik von Geschädigten – Aufklärung geht weiter

In der Ausgabe unseres Newsletters 
vom April 2021 berichtete ich zuletzt 
von Duogynon und der mangelhaf-
ten Aufklärung dieses Arzneimittel-
skandals. Damals bremste die Union, 
staatliches Fehlverhalten aufzuar-
beiten. Ein paar Monate später wurde 
dann doch eine Studie in Auftrag ge-
geben. Die Ergebnisse liegen nun vor.

Zur Erinnerung: Ähnlich wie Con-
tergan führte auch der Schwanger-
schaftstest Duogynon weltweit 
zu schwersten Missbildungen. 
Trotzdem wurde Duogynon in 
Deutschland erst 1980 vom 
Markt genommen. Die Studie 
sollte nun staatliches Handeln 
aufarbeiten und etwaiges 
Fehlverhalten der Behörden 
aufdecken. Die Ergebnisse in 
Kürze:

�� Der Hersteller – Schering 
– war sich der Risiken be-
wusst.

�� 	Das Bundesgesundheits-
amt (BGA) war unterbe-
setzt, kompetenzarm und 
kraftlos.

�� Duogynon sei von Patientinnen 
trotz Warnhinweisen während ei-
ner Schwangerschaft eingenom-
men worden.

Die Studie spricht das BGA im Grun-
de von einem Fehlverhalten frei. Doch 

Die Frage, ob das BGA tatsäch-
lich nicht die Möglichkeit gehabt 
haben soll, Duogynon vom Markt 
zu nehmen, war bereits damals 
eine juristische. Hier wird über die 
Rechtmäßigkeit staatlichen Han-
delns lediglich spekuliert.

�� Das Land Berlin war bis 1978 für 
die Marktrücknahme von Duo-
gynon zuständig, war aber dank 

des mangelhaften Studienauf-
trages gar nicht Forschungs-
gegenstand.

Die Studie ist also leider von 
Anfang an fehlerhaft in Auftrag 
gegeben worden. Sie entlastet 
das BGA, stellt aber nicht die 
Frage, warum das BGA über 
derart begrenzte Möglichkei-
ten zur Kontrolle von Arznei-
mitteln verfügte und ob hierin 
das eigentliche staatliche Ver-
sagen liegt. 

Aus Kreisen der Betroffenen 
hört man, dass die Ergebnisse 
dieser Studie die Bundesrepu-
blik keineswegs entlasten. Sie 
bringe zwar etwas Licht ins 
Dunkle der historischen Vor-

gänge aber habe doch vor allem 2 
Jahre Zeit in Anspruch genommen, 
ohne ein brauchbares Ergebnis zu 
erzielen. Zwei wichtige Jahre in denen 
noch mehr Betroffene verstorben sind 
ohne echte Aufklärung zu erfahren 
oder Entschädigung zu erhalten. 
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